














































 
 
 
 
 
Kölnische Rundschau vom 19.10.2005 
 
 

Hallengebühr ist beschlossen  
 
Von REGINA BAPPERT 
 
BERGHEIM. Die Zuschauer auf der Tribüne des Sitzungsaales im Rathaus konnten sich noch einmal 
in aller Breite den Austausch der Argumente anhören. Doch am vorhersehbaren Ergebnis änderte die 
Diskussion am Montag im Finanzausschuss nichts: Die Mehrheit beschloss mit den Stimmen von 
CDU, „bergheim alternativ" (bma) und FDP, dem Rat die Einführung der neuen Nutzungs- und 
Entgeltordnung für Gebäude, Räume und Sportplätze der Stadt Bergheim zu empfehlen.  
Es ist nicht davon auszugehen, dass der Stadtrat kommende Woche eine andere Entscheidung 
treffen wird. Also können sich alle Nutzer städtischer Räumlichkeiten darauf einstellen, dass sie ab  
1. November einen Beitrag zu den Betriebskosten leisten müssen. 
 
„Wir sind gewissermaßen von Kommunen umzingelt, in denen Betriebskostenbeteiligungen eingeführt 
wurden oder werden", verteidigte CDU-Fraktionsgeschäftsführer Rolf Knöfel die Änderung. Kaum eine 
Stadt könne es sich mehr leisten, ihren Bürgern Räume, Hallen und Sportplätze kostenlos zur 
Verfügung zu stellen. „Wir haben uns enorm schwer getan", räumt Knöfel ein. Doch der Einbruch bei 
den Steuereinnahmen ginge zwangsläufig zulasten der Bürger. „Sollte RWE eines Tages wieder ein 
paar Euro in die Stadtkasse zahlen, können wir über den Beschluss noch einmal neu nachdenken." 
 
Der bma-Fraktionsvorsitzende Helmut Tillmanns sagte: „Es wird kein Verein an diesem Entgelt 
kaputtgehen. Falls doch, sei sicher jede Partei im Stadtrat bereit, mit sich reden zu lassen - wenn 
denn die Gebühr tatsächlich die Ursache für die Existenznot sein sollte. Ansonsten, meinte Tillmanns 
trocken: „Es gibt natürlich auch noch einen anderen Weg: Wir können ein paar Turnhallen zumachen." 
 
„Wir haben uns enorm schwer getan" 
 
Auch der FDP-Fraktionsvorsitzende Ulrich Martin meinte: „Es muss einem Verein zugemutet werden 
können, festzustellen, wie viel Raumkapazität er wirklich braucht." Er spielte damit auf Vereine an, die 
in der Vergangenheit zum Teil wesentlich mehr Stunden gebucht haben als sie tatsächlich brauchten. 
 
Der SPD-Fraktionsvorsitzende Kai Faßbender versuchte die Entscheidung abzuwenden, indem er von 
der Verwaltung weitere Informationen forderte. Er wollte unter anderem wissen, wie viel 
Personalkosten durch die Neuorganisation anfielen und ob die nicht teurer seien als die erzielten 
Einsparungen. Außerdem verlangte Faßbender eine Aufstellung, welcher Verein in Zukunft welches 
Entgelt zu zahlen habe. Die vermisste auch der Ausschussvorsitzende Winfried Kösters (CDU), der 
sich bei Abstimmung enthielt. Die Grünen stimmten gegen die Nutzungsordnung. 
 
 
 


